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Sachverhalt 
Die  IAG - Ihlenberger Abfallentsorgungsgesellschaft mbH, Ihlenberg 1, 23923 Selmsdorf, 
hat ein ergänzendes Verfahren zum Vorhaben Deponieabschnittstrennung mittels 
multifunktionaler Abdichtung (MFA) auf der Deponie Ihlenberg bei der zuständigen 
Planfeststellungsbehörde, dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
Westmecklenburg (StALU WM) beantragt. 

Ursprünglich wurde bereits 2011 ein Plangenehmigungsverfahren für diese Anlage 
durchgeführt und 2013 unter dem Aktenzeichen Az: STALU WM-53a-5830.3.2-74076 
genehmigt.  

Auf Grundlage der Plangenehmigung wurde das hier in Rede stehende Vorhaben tatsächlich 
bereits in wesentlichen Teilen umgesetzt.  

Gegen die Plangenehmigung wurde Klage vor dem OVG Greifswald eingereicht. 

Unter Berücksichtigung des Beschlusses des Oberverwaltungsgerichtes Greifswald vom 
15.01.2019 wird nun für das in Rede stehende Vorhaben ein Planfeststellungsverfahren als 
ergänzendes Verfahren zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach den 
Vorschriften des UVPG durchgeführt.  

Das Verfahren beinhaltet ebenso eine Öffentlichkeitsbeteiligung sowie Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange, worüber hiermit die Gemeinde Selmsdorf unterrichtet wird.  

Die öffentliche Auslegung der Unterlagen beim Staatlichen Amt für Landwirtschaft und 
Umwelt in Schwerin sowie im Amt Schönberger Land in Schönberg erfolgt im Zeitraum vom 
17.07.2023 bis 16.08.2023.  

Weitere Einzelheiten u.a. zu den Auslegungszeiten oder Entgegennahme von 
Einwendungen sind der Anlage 1 Bekanntmachungstext zu entnehmen.  

Darüber hinaus erfolgt die Auslegung bzw. Einsicht in die Unterlagen online auf der 
Homepage des STALU WM 

http://www.stalu-mv.de/wm/Service/Presse Bekanntmachungen/ 

und im UVP Portal der Länder unter Suchbegriff “MFA DK III Ihlenberg” 

http://www.uvp-verbund.de/portal/    

Aufgrund der Göße bzw. des Umfangs des Vorhabens von 10 Ordnern sind dieser Vorlage 
keine vollständigen Unterlagen beigefügt.  

In Anlage 1 ist die Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung mit den ausgelegten 
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Inhalten, ein Auszug aus dem Erläuterungsbericht in Anlage 2 sowie das Fazit aus der 
Umweltverträglichkeitsprüfung zum Vorhaben in Anlage 3 beigefügt. 

Die Gemeinde Selmsdorf wird hiermit im Rahmen der Träger öffentlicher Belange beteiligt 
und zur Abgabe einer Stellungnahme bis spätestens zum 31.08.2023 aufgefordert.    

Beschlussvorschlag 
Die Gemeinde Selmsdorf hat zum Planfeststellungsverfahren als ergänzendes Verfahren zur 
Errichtung der Deponieabschnittstrennung, mittels Multifunktionaler Abdichtung-BA3, keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 

Finanzielle Auswirkungen 
keine 
  

Anlage/n 
1 Bekanntmachungstext Öffentlichkeitsbeteiligung MFA (öffentlich) 

 
2 Auszüge aus Erläuterungsbericht (öffentlich) 

 
3 Fazit aus Umweltverträglichkeitsprüfung (öffentlich) 
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Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

1 Einleitung

1.1 Vorbemerkungen

Vorbemerkung betreffend die vorliegende Fassung des Erläuterungsberichts

Die Unterlagen für das ergänzende Verfahren, einschließlich insbesondere eines mo-
difizierten Erläuterungsberichts und eines UVP-Berichts, wurden durch die IAG ur-
sprünglich am 03.02.2022 beim StALU Westmecklenburg eingereicht. Dies erfolgte in
Anknüpfung an das ursprünglich ab Ende 2011 durchgeführte Plangenehmigungs-
verfahren zum Vorhaben „Deponieabschnittstrennung mittels MFA", das in die Plan-
genehrnigung vom 29.01.2013, Az.: StALU WM-53a-5830.3.2.-74076, mündete, an
den sich anschließenden Verwaltungsprozess betreffend die Plangenehmigung vor
dem Oberverwaltungsgericht Greifswald einschließlich des Beschlusses des Oberver-

waltungsgerichts Greifswald vom 15.01.2019, Az. 5 K 12/14, mit dern das Oberverwal-
tungsgericht den Verwaltungsprozess „zur Durchführung eines Planfeststellungsver-
fahrens mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung" ausgesetzt hat, sowie an den
Scoping-Termin vom 11.12.2019.

In die vorliegende Fassung des Antrages wurden die im Rahmen der Vollständigkeits-
prüfung durch die Zulassungsbehörde gegebenen Hinweise eingearbeitet, und der
Antrag wurde dementsprechend modifiziert bzw. ergänzt. Aus Praktikabilitätsgrün-
den wurde die hier vorliegende Fassung zudem voliständig neu paginiert, wobei der
Seitenpaginierung der Index „02-" vorangestellt wurde.

Hinweise zur Darstellungsweise des Vorhabens in diesem Erläuterungsbericht:

Bei dern hier in Rede stehenden Vorhaben handelt es sich um ein solches, das rein
tatsächlich in wesentlichen Teilen bereits umgesetzt wurde. In rein tatsächlicher Hin-
sicht wurde insbesondere die multifunktionale Abdichtung zur baulichen und be-
trieblichen Deponieabschnittstrennung auf der Grundlage der Planänderungsgeneh-
migung von 2013 und der nachfolgenden Ausführungsplanung bereits errichtet, und
der Betrieb wird im verändert zugeschnittenen DA 7 fortgeführt. Wegen der Einzel-
heiten der zulassungsrechtlichen Situation verweisen wir auf die Ausführungen unter
sogleich in Kap. 1.2.
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Umtec

Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

Das anhängige ergänzende Verfahren führt das ursprüngliche Zulassungsverfahren

fort, nunmehr allerdings in Gestalt eines Planfeststellungsverfahrens. Ein ergänzendes
Verfahren wird auch als eine Art unselbstständiger Verfahrensteil des einheitlichen
Zulassungsverfahrens verstanden. Das ergänzende Verfahren wird ergebnisoffen
durchgeführt.

Vor diesem Hintergrund wird das Vorhaben in dieser Unterlage und auch in den An-
lagen dieser Unterlage grundsätzlich als ein seitens des Vorhabenträgers beabsichtig-
tesVorhaben beschrieben, also grundsätzlich als ein im Planungsstand befindliches
Vorhaben, womit der aktuelle (heutige) Planungsstand des Vorhabens gemeint ist,
der an die ursprüngliche Planung anknüpft, dabei selbstverständlich aber nachvollzie-
hend auch mit berücksichtigt, dass in der Zwischenzeit in tatsächlicher Hinsicht be-
stimmte Vorhabenbestandteile bereits auf der Grundlage der Planänderungsgeneh-
migung 2013 und der darauf beruhenden Ausführungsplanungen realisiert wurden,
s.o. Deshalb werden für diese Unterlage und ihre Anlagen etwa insbesondere auch
die auf der Planänderungsgenehmigung von 2013 beruhenden Ausführungsplanun-
gen herangezogen.

Insbesondere soweit es im Rahmen dieser Unterlage und in ihren Anlagen allerdings
ausdrücklich um die Darstellung dessen geht, welche Vorhabenbestandteile bereits
konkret umgesetzt wurden, und hierbei der Umstand der erfolgten tatsächlichen Rea-
lisierung/Errichtung im Vordergrund steht, wird in der Darstellungsweise auch von
der grundsätzlich vorgenommenen Beschreibung des Vorhabens als beabsichtigtes
Vorhaben abgewichen und werden stattdessen Formulierungen wie „wurde errich-

ter verwendet. Diese Art der Darstellung ändert jedoch in der Sache nichts am Vor-
habenbezug der betreffenden Maßnahmen.

Des Weiteren handelt es sich vorliegend sowohl im Sinne des Fachrechts als auch des
UVP-Rechts um ein Änderungsvorhaben. Weil jedoch auch Änderungsvorhaben „Vor-
haben" im Sinne des UVPG sind, vgl. § 2 Abs. 4 Nr. 2 UVPG, wird von einer durchge-
henden Bezeichnung als „Änderungsvorhaben" abgesehen und stattdessen gelegent-
lich auch die allgemeinere Bezeichnung „Vorhaben" verwendet.
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Umtec

Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

1.2 Veranlassung

Im Nordwesten Mecklenburg-Vorpommerns, zwischen Selmsdorf und Schönberg im
Landkreis Nordwestmecklenburg, betreibt die IAG - Ihlenberger Abfallentsorgungs-
gesellschaft mbH (IAG) südlich der Bundesstraße 104 eine oberirdische Deponie der
Klasse III, die Deponie Ihlenberg. Bei der Deponie Ihlenberg handelt es sich um eine
Anlage, in der eine Tätigkeit nach Art. 10 in Verbindung mit Anhang I der Richtlinie

2010/75/EU durchgeführt wire

Die Deponie Ihlenberg wurde bereits zu DDR-Zeiten errichtet und betrieben. Im Jahr
1990 wurde der Betrieb der Deponie Ihlenberg als Altanlage gemäß § 9a AbfG /2/ an-
gezeigt und die Deponie damit in bundesdeutsches Recht überführt; insoweit kommt

dem Betrieb Bestandsschutz zu5. Im Übrigen wurde der Umfang der Altgenehmigung
mit Bescheid des Staatlichen Amts für Umwelt und Natur Schwerin vom 20.09.1993
(Az.: StAUN SN 5850.4.1-120) verbindlich festgestellt; hierbei handelt es sich um eine

in Bestandskraft erwachsene Bestandsschutzfeststellung6. Die zugelassene Fläche des

Ablagerungsbereichs beträgt ca. 115 ha, die zugelassene maximale Ablagerungshöhe
nach Setzungen beträgt 118 m über NN.

Seit Errichtung und Betriebsbeginn und im Weiteren auch nach der Überführung der
Deponie in bundesdeutsches Recht wurde die Deponie an den sich ständig weiter-
entwickelnden Stand der Technik angepasst. Um die Deponie Ihlenberg an den aktu-
ellen Stand der Technik gemäß Deponieverordnung (DepV) anzupassen und dadurch
die Entsorgungssicherheit für DK III-Abfälle auf dem aktuellen Stand der Technik zu
gewährieisten, hat die IAG im November 2011 einen Antrag auf Plangenehmigung ei-
nes Änderungsvorhabens der Deponieabschnittstrennung mittels Multifunktionaler
Abdichtung (MFA) bei dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt West-
mecklenburg (StALU WM) eingereicht. Mit dem beantragten Vorhaben sollte der sich
zu diesem Zeitpunkt vorläufig in räumlicher Abgrenzung südlich zu den nicht mehr
vollumfänglich dem heutigen Stand der Technik entsprechenden älteren

4 Anhang I, Nr. 5.1 der Richtlinie 2010/75/EU: „Deponien im Sinne des Artikels 2 Buchstabe g der
Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien mit einer Aufnahmekapazität
von über 10 t Abfall pro Tag oder einer Gesamtkapazität von über 25 000 t, mit Ausnahme der
Deponien für Inertabfälle".

5 vgl. OVG Greifswald, Beschluss vom 15.01.2019, 5 K 12/14, S. 10 des Entscheidungsumdrucks

6 vgl. OVG Greifswald, Beschluss vom 15.01.2019, 5 K 12/14, S. 10 des Entscheidungsumdrucks
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Umtec

Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

Verfüllbereichen der Deponie (DA1 alt, DA1 mono, DA2) befindliche Deponieab-

schnitt 7 bautechnisch abgegrenzt und die weitere Verfüllung des DA 7 ohne die vo-
rübergehende räumliche Abgrenzung, an deren Ste Ile die bautechnische Abgrenzung
treten sollte, fortgesetzt werden. Eine flächen- oder höhenmäßige Erweiterung des
vorstehend dargestellten, bestandsgeschützten Ablagerungsbereichs der Deponie
war (und ist) damit nicht verbunden. Das aktuelle Vorhaben liegt vollumfänglich im
bestandgeschützten Bereich der Deponie Ihlenberg und bewegt sich vollumfänglich
innerhalb der zugelassenen maximalen Ablagerungshöhe. Die Abfallarten, welche im
DA 7 abgelagert werden, ändern sich durch dieses Vorhaben nicht.

Nachdem zunächst mit Datum vom 15.05.2012 der vorzeitige Baubeginn durch das
StALU WM (Az.: StALU WM-53-5830.3.2-74076) zugelassen wurde, hat das
StALU WM mit Datum vom 29.09.2013 (Az.: StALU WM-53a-5830.3.2-74076) die be-
antragte Plangenehmigung für das Anderungsvorhaben der Deponieabschnittstren-
nung mittels multifunktionaler Abdichtung (MFA) unter Anordnung der sofortigen
Vollziehbarkeit mit Datum vom 15.02.2013 (Az.: StALU WM 53a-5830.3.2-74076) er-

teilt.

Auf der Grundlage dieser Zulassungen hat die IAG die MFA auf Teilen der in der Still-
legungsphase befindlichen Deponieabschnitte DA1 alt, DA1 mono, DA2 auf einer Flä-
che von ca. 13,75 ha errichtet und den Ablagerungsbetrieb auf dem verändert zuge-
schnittenen DA 7 unter geänderten technischen Bedingungen fortgesetzt. Der Depo-
nieabschnitt DA 7 wurde gemäß den Anforderungen der Deponieverordnung (DepV)

/9/7 derartig bautechnisch und betrieblich getrennt, dass er sich an die übrigen, be-
reits existierenden Deponieabschnitte anlehnt. Die Deponieabschnittstrennung bildet
zugleich die Oberflächenabdichtung des genannten Deponiebereichs, der hier auch
vereinfachend als DA 1 bezeichnet wird, und einen Teil der Basisabdichtung des akti-
ven Verfüllungsbereiches im DA 7.

Die Plangenehmigung des StALU WM vom 29.09.2013 (Az.: StALU WM-53a-5830.3.2-

74076) wurde durch den NABU - den Naturschutzbund Deutschland, Landesverband
Mecklenburg-Vorpommern - beklagt. Mit Beschluss vom 15.01.2019 (Aktenzeichen
5 K 12/14), dessen Begründung seit dem 02.05.2019 vorliegt, hat das OVG Greifswald

7 Die in schräge Striche gesetzten Ziffern, z.B. /1/, beziehen sich auf das Literaturverzeichnis in Kap. 10.
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Umtec

Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

das Klageverfahren gegen die Plangenehmigung „zur Durchführung eines Planfest-
stellungsverfahrens mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung" ausgesetzt.

Dementsprechend wird ein ergänzendes Verfahren im Sinne von § 4 Abs. lb Satz 1
des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG), § 75 Abs. la des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes (VwVfG) durchgeführt, in Gestalt eines Planfeststellungsverfahrens mit

integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung. Im vorliegenden Bericht einschließlich
seiner Anlagen wird das Vorhaben, das Gegenstand dieses ergänzenden Verfahrens
ist, ausführlich beschrieben.
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Umtec

Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

2 Angaben gemäß 419 Abs. 1, DepV

2.1 Beteiligte (§19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 DepV)

2.1.1 Vorhabenträger und Deponiebetreiber

Vorhabenträger und Deponiebetreiber ist die IAG - Ihlenberger Abfallentsorgungsge-
sellschaft mbH, Ihlenberg 1, 23923 Ihlenberg. Ansprechpartner ist Herr Henry Forster:

Tel.: 038823 / 30 - 100
Fax: 038823 / 30 - 105
E-Mail: info@ihlenberg.de

2.1.2 Entwurfsverfasser

Entwurfsverfasser ist das Büro Umtec l Prof. Biener l Sasse l Konertz, Partnerschaft Be-
ratender Ingenieure und Geologen mbB, Haferwende 7, 28357 Bremen. Ansprech-
partner sind Herr Sasse / Herr Becker:

Tel.: 0421 / 20 75 9 - 0
Fax: 0241 / 20 75 9 - 999
E-Mail: mailto:info@umtec-partner.de

2.1.3 Umweltgutachter

Die Ausarbeitung des Berichtes zur Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgt federfüh-
rend durch das Ingenieurbüro Mull und Partner Ingenieurgesellschaft mbH, Sachsen-
straße 6, 20097 Hamburg. Ansprechpartner ist Herr Biegansky:

Tel.: 040 / 5379920 - 21
Fax: 040 / 5379920 - 25
E-Mail: frank.biegansky@mup-group.com
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Deponie Ihlenberg, Deponieabschnittstrennung mittels MFA
Erläuterungsbericht zum Planfeststellungsantrag (ergänzendes Verfahren)

2.2 Angabe der beantragten Zulassungen (S19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 DepV), des Vorha-
bengegenstandes und zum Genehmigungsbestand

2.2.1 Planfeststellung und sofortige Vollziehung

Für das hier in Rede stehende Vorhaben wurde ursprünglich eine Plangenehmigung
von der IAG im November 2011 beantragt und durch das StALU WM mit Datum vom
29.09.2013 (Az.: StALU WM-53a-5830.3.2-74076) erteilt. Die Plangenehmigung ist
vollziehbar. Nunmehr wird von der IAG im Lichte des Beschlusses des OVG Greifswald

(Aktenzeichen 5 K 12/14) ein ergänzendes Verfahren beantragt, bei dem die Zulas-
sungsbehörde das Zulassungsverfahren wieder aufnimmt und es insoweit wiederholt
bzw. erneut durchführt, als es nach Ansicht des OVG Greifswald fehlerbehaftet war.
Das ergänzende Verfahren soil daher in Gestalt eines Planfeststellungsverfahrens mit

integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt werden. Insoweit wird von
der IAG die Erteilung einer Planfeststellung nach § 35 Abs. 2, Kreislaufwirtschaftsge-
setz (KrWG) angestrebt, die als gesonderter Bescheid am Ende des ergänzenden Ver-

fahrens von dem StALU WM erlassen werden und dann mit dem ursprünglichen Zu-
lassungsbescheid eine Einheit bilden soli.

Ergänzend beantragt die IAG vorsorglich zudem im Sinne des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4

Verwaltungsgerichtsordnung (VwG0) die Anordnung der sofortigen Vollziehung der
von ihr im ergänzenden Verfahren begehrten Planfeststellung. Wegen der Begrün-
dung des besonderen Interesses an der sofortigen Vollziehung dieser Planfeststel-
lung wird auf die Begründung der sofortigen Vollziehung der ursprünglich erteilten
Plangenehmigung sowie auf die ergänzenden Ausführungen im Nachgang in diesem
Zusammenhang verwiesen, die entsprechend gelten.

2.2.2 Zulassung des vorzeitigen Beginns

Ursprünglich hatte die IAG für ihr Vorhaben auch die Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns beantragt, der behördlich mit Bescheid vom 15.05.2012 (Az.: StALU WM-53-

5830.3.2-74076) zugelassen wurde (Zulassung des vorzeitigen Baubeginns gemäß
§ 33 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG)). Infolge der Erteilung der
Plangenehmigung Anfang 2013 und der Errichtung der multifunktionalen Abdichtung
in den Jahren 2012 bis 2017 hat sich diese Zulassung des vorzeitigen Beginns jedoch

zwischenzeitlich erledigt, weshalb von der IAG vorliegend keine Zulassung des
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221222 / Allgemeinverständliche, nichttechnische Zusammenfassung UVP-Bericht

16.03.2023 MNGENIEU8tRGESEI7I PCHAFT

6 Maßnahmen zum Ausschluss, zur Verminderung sowie zum Aus-
gleich und Ersatz erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen
des Vorhabens

Wie in den vorangegangenen Kapiteln dargestellt, sind die Umweltauswirkungen des Vorhabens bei

ordnungsgemäßem Betrieb als unerheblich einzustufen. Die eingesetzten Vermeidungs- und Minde-

rungsmaßnahmen umfassen daher insbesondere Maßnahmen, die zum Tragen kommen, wenn vom

bestimmungsgemäßen Betrieb abgewichen wird.

Der ordnungsgemäße Deponiebetrieb wird durch das regelmäßige Umweltmonitoring der IAG fortlau-

fend überwacht. Das Umweltmonitoring richtet sich nach den geltenden Regelungen, insbesondere

der Deponie-Verordnung sowie der für die Deponie Ihlenberg gültigen Nachträglichen Anordnungen

des Staatlichen Amtes für Landwirtschaft und Umwelt Schwerin.

Für den Fall eines gestörten Betriebs stehen Alarm- und Maßnahmenpläne für Brand, Sturm und Was-

serhavarien zur Verfügung. In Zusammenhang mit den weiteren regelmäßigen Kontrollen bzgl. Setzun-

gen und Verformungen, Sickerwasser, Deponiegas, Funktionsfähigkeit der Drainage- und Gasfassungs-

systeme, Standsicherheit und Dichtungskontrollen kann sichergestellt werden, dass Leckagen oder

Undichtigkeiten frühzeitig entdeckt und behoben werden können.

7 Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen / Fazit

Auf Basis der Ergebnisse der Ermittlung der möglichen Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die

Schutzgüter ist festzuhalten, dass im ordnungsgemäßen Deponiebetrieb keine erheblichen Umwelt-

auswirkungen zu erwarten sind.

Für den Fall von Störungen des ordnungsgemäßen Betriebes stellt das regelmäßige Umweltmonitoring

der IAG in Zusammenhang mit den vorgegebenen Maßnahmen bei Auffälligkeiten oder Havarien einen

wichtigen Baustein dar, um erhebliche Umweltauswirkungen auch im Schadensfall zu vermeiden.

Es verbleiben nach Abarbeitung aller Vorgaben aus Umwelt- und Naturschutzrecht damit keine unzu-

lässigen Umweltauswirkungen.

Hamburg, 16.03.2023

Dipl.-Ing. (FH) '._;.usanne Langewische, Dipl.-eophys. Frank Biegansky,

Projektleiterin Geschäftsführer
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